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Drudesache Nr. 935 


Anfrage Ni*. 77 

der Abgeordneten Strauß^ Dr. Jaeger und Genossen 


betr. : Relombardierung der zwischen der Bundes- 
bahn und der bayerischen Staatsregierung 
getroffenen Abkommen. 


Die bayerische Staatsregierung hat seit August 1949 mit der 
Bundesbahn drei Übereinkommen geschlossen, auf Grund deren 
Bayern Bundesbahnschatzanweisungen in Höhe von 37,5 Milli- 
onen DM aufnimmt, um der Bundesbahn die Durchführung 
widitiger Bauvorhaben und notwendiger Beschaffungen im 
bayerischen Bereiche zu ermöglichen. Bayern hat durch den 
Abschluß dieser Abkommen mit der Bundesbahn ähnliche 
Abkommen der meisten übrigen Bundesländer ausgelöst und 
damit einen wichtigen Beitrag zur Eindämmung des für die 
Bundesbahn bestehenden Krisenzustandes geleistet. Da es 
unmöglich war, die gesamten Beträge aus Kassenbeständen zu 
entnehmen, mußte von Seiten der Bayerischen Staatsbank und 
der Landeszentralbank die Lombardierung und Relombardierung 
durch die Bank deutsdier Länder erwirkt werden. Für das 
erste Abkommen über 20 Millionen DM wurde die Relombar- 
dierung durchgeführt. Für das zweite und dritte Abkommen 
{6,5 bzw. 11 Millionen DM) liegt jedoch die Zusage der Bank 
deutscher Länder noch nicht vor. Ein weiteres viertes 
Abkommen zur Entlastung des bayerisdien Arbeitsmarktes in 
Höhe von 12,5 Millionen DM wurde zwischen der Hauptver- 
waltung der Bundesbahnen und dem bayerischen Finanzmini- 
sterium festgelegt. Bisher haben sich das bayerische Verkehrs- 
und Finanzministerium vergeblich bemüht, für die Beträge des 
zweiten, dritten und vierten Abkommens von der Bank deutscher 
Länder die Zusage der Relombardierung zu erhalten. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Entsprechen die oben gemachten Angaben den Tatsachen ? 

2. Welche Gründe stehen einer Relombardierung des zweiten, 
dritten und vierten Übereinkommens zwischen Bundesbahn 
und bayerischem Finanzministerium im Wege? 


aritdt : Peter Meter, ßttfd&orfsSlegbarg 
aUfln^Vf rtrieb t Dr. Hatte Heger, anöernadt, Breite StraOe $9 
onb WIeebaben, Nletzfdieftr. i 



3; Ist die Bundesregierung bereit, bei der Bank deutscher 
Länder die Relombardierung dieser Abkommen zu erwirken? 

4. Teilt die Bundesregierung die angeblich vom Präsidenten 
V o c k e gegebene Begründung, wonach durch das Arbeits- 
besdhiaSirngsprogramm der Bundesregierung weitere Hilfs- 
aktionen sich erübrigen? 
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